Transatlantischer Klimawechsel

Europa muss sich stärker als bisher in die inneramerikanische Debatte um die Reduktion von Treibhausgasen einschalten
Von Dr. Andrew B. Denison und Dr. Petra Holtrup, Transatlantic Networks
Am 15. Februar trat das Kyoto-Protokoll zur Verringerung der Treibhausgas-Emissionen in Kraft. Es gibt nur einen kleinen Schönheitsfehler: Die USA, der größte Emittent, ist nicht mit dabei. Gleichwohl gewinnt das Problem des Klimawandels einen zunehmenden Stellenwert in der amerikanischen Wissenschaft und im Politikbetrieb. Die neueste Warnung des Uno-Wissenschaftlergremiums IPCC vor einer Erderwärmung, der "Third Assessment Report", findet weitaus mehr besorgte Zustimmung als rigide Ablehnung. Renommierte Zukunftsforscher der CIA prognostizieren einen möglichen 50-prozentigen Anstieg des Verbrauchs fossiler Brennstoffe in den nächsten zwanzig Jahren vor allem auf Grund des wachsenden Wohlstands in China, Indien und Indonesien. Auch die Amerikaner erkennen mittlerweile an, dass das CO2-Problem immer drängender wird. 

Gerade nach dem jüngsten Besuch des US-Präsidenten hegen viele Politiker in Europa die Hoffnung, dass es zu einem Wechsel in der amerikanischen Klimapolitik kommt. Angeführt von Tony Blair und Gerhard Schröder, haben sie die Klimapolitik zu einem wichtigen Thema der kommenden Jahre erhoben. Und Europa sieht Amerika in diesem Punkt in einer Bringschuld. Bushs Äußerungen zum Klimaschutz sind daher für viele eine wichtige Messlatte in den transatlantischen Beziehungen. 

Klimawandel ist also wieder auf der Tagesordnung. Und es könnte in diesem Punkt in der Tat schnell neue Bewegung ins Spiel kommen. Deshalb ist es höchste Zeit, transatlantisch über die Zukunft des Klimaschutzes nach dem Ende der Verpflichtungsperiode des Kyoto-Protokolls im Jahre 2012 nachzudenken. Kyoto kann dabei ein Mosaikstein bleiben, allerdings in einer viel breiter angelegten, wirklich globalen Regelung, die Schwellen- und Entwicklungsländer in einen gemeinsamen Handelsraum für Emissionen einschließt. Das Kyoto-Protokoll wäre nicht mehr Mittel- und Streitpunkt des atlantischen Dialogs. Stattdessen könnte die 1991 in Rio de Janeiro erarbeitete Klima-Rahmenkonvention wieder in das Zentrum der Verhandlungen rücken und die Grundlage für flexible, regional und multilateral angelegte Kooperationsabkommen bilden. In diesem Rahmen könnte man dann auch von Washington mehr Vorschläge - und weniger Blockaden - erwarten. 

In der europäischen Öffentlichkeit hingegen sollte sich die Erkenntnis durchsetzen, dass die USA durchaus auch eine aktive Klimapolitik betreiben. Hier spielt der amerikanische Kongress eine zentrale Rolle. Dort gibt es inzwischen mehr Unterstützung für den Klimaschutz als im Weißen Haus. Vor allem auf Grund der überparteilichen Zusammenarbeit des republikanischen Senators John McCain und seines demokratischen Kollegen Joe Lieberman. Der von ihnen eingereichte Gesetzentwurf zur Emissionskontrolle verfehlte 2004 nur knapp die Mehrheit. Die beiden Senatoren wollen es in diesem Jahr noch mal versuchen. 

Druck auf den Kongress kommt nicht nur von umweltbewussten Bürgern, sondern auch aus der amerikanischen Wirtschaft. Oberstes Ziel der US-Energiewirtschaft ist Planungssicherheit und die Minderung klimatischer Risiken und immer weniger die Verhinderung von Emissionsobergrenzen. Zudem haben einzelne Bundesstaaten eigene Klimaschutzprogramme gestartet. Im Bereich des Straßenverkehrs verspricht das Hybrid Diesel Sport Utility Vehicle (SUV) zwischen 30 und 50 Prozent weniger Verbrauch - ein Beispiel der schnellen Anpassungsfähigkeit, die aus freiem Markt und moderner Technologie entstehen kann. 

Die Politik der Emissionsreduktion ist so zunehmend ein Teil des inneramerikanischen Diskurses - auch wenn eine enge Abstimmung mit den europäischen Hauptstädten noch als weniger wichtig angesehen wird. Das könnte sich aber sehr schnell ändern, vor allem, wenn die Europäer gute politische Marktforschung in den USA betreiben, wo viele lokale Partner zu finden sind. Amerika, so lautet denn auch das Fazit einer gemeinsamen Erklärung hochkarätiger amerikanischer und europäischer Außenpolitiker, herausgegeben von der Brookings Institution in Washington, braucht Europa, um die Erderwärmung zu verhindern. Gleichzeitig braucht Europa aber auch die USA. Deshalb sollte Europa sich konstruktiv damit beschäftigen, politischen Einfluss in Amerika zu gewinnen. 

Eine europäische Teilnahme an der US-Debatte über Klimapolitik ist deshalb nötig und möglich. Einmal dadurch, dass Europa mit gutem Beispiel vorangeht. Erfüllen die Europäer ihre Protokoll-Verpflichtungen und gelingt es ihnen, Treibhausgasemissionen zu einem wirtschaftlich und sozial bezahlbaren Preis zu reduzieren, wird das auf die Diskussion in den USA starken Einfluss ausüben. Europa muss bestrebt sein, eine enge Zusammenarbeit mit den amerikanischen Bundesstaaten aufzubauen und Partnerschaften mit US-Firmen zu organisieren, die als Global Player agieren. Sie wissen bereits, dass die EU-Kommission eine "Regulierungsbehörde" ist, die sie im Auge behalten müssen. 

Das neue deutsch-amerikanische Aktionsprogramm für umweltfreundliche und effiziente Energie, Entwicklung und Klimaschutz lässt erkennen, dass diese Richtung eingeschlagen wird. Aus wirtschaftlichen und ökologischen, aber auch aus sicherheitspolitischen Gründen haben Amerikaner und Europäer jedes Interesse, CO2-arme Energiequellen so kostengünstig wie möglich zu machen. 

Eine partnerschaftsorientierte, breit angelegte, innovative und vor allem erfolgreiche EU-Klimapolitik gäbe den Europäern einen einflussreichen Platz in der inneramerikanischen Klimadebatte. Und es gäbe Europa die Möglichkeit, Amerika wieder in eine gemeinsame und wirklich globale Klimapolitik einzubinden. 

Andrew B. Denison ist Leiter von Transatlantic Networks. Petra Holtrup lehrt Wirtschaftspolitik in Bad Ragaz in der Schweiz. 
